  
(VORNAME, ZUNAME)
  
(Dienststelle)
                                                                                                                                         Ort, Datum   

An die 
(jeweilige Personalstelle/Dienstbehörde mit Adresse)

Betreff: Abgeltung von Rüstzeiten 



A N T R A G


Hiermit beantrage ich auf Basis europarechtlicher Bestimmungen (insbesondere der EU-Arbeitzseitrichtlinie) in Verbindung mit höchstgerichtlicher Judikatur (siehe Entscheidung des VWGH vom 15. September 2025 zu Zl. Ro 2023/12/0057), mir jene Zeiten, die ich auf Grund einschlägiger Bestimmungen und Vorschriften und konkreter Anordnung vor bzw. nach meiner geplanten Dienstzeit für das Auf- und Abrüsten (An- und Ablegen der Uniform und der erforderlichen Rüstsorten sowie damit zusammenhängende Wegzeiten) erbracht habe, innerhalb offener Verjährungsfrist als Mehrdienstleistung abzugelten.

Begründung
Wie der Verwaltungsgerichtshof in dem obigen Erkenntnis im Fall eines Polizeibediensteten klargestellt hat, sind die angeführten Rüstzeiten als Dienstzeit zu werten und somit entsprechend zu vergüten. Weder die vom Dienstgeber ins Treffen geführte pauschalierte Aufwandsentschädigung noch die vom Bundesverwaltungsgericht (in erster Instanz) angeführte Wachdienstzulage kann laut diesem Erkenntnis als Abgeltung derartiger Rüstzeiten gelten.
Auf meiner Dienststelle ist im Rahmen von … (konkrete Dienstplanart) eine durchgehende Einsatzbereitschaft sicherzustellen und hatte ich die vorgeschriebene Dienstkleidung sowie die entsprechenden Rüstsorten außerhalb meiner geplanten Dienstzeit an- bzw wieder abzulegen, da die Dienstplanung ohne entsprechende zeitmäßige Überschneidung erfolgt ist. Die dafür erforderlichen Rüstzeiten samt damit in Zusammenhang stehende innerbetriebliche Wegzeiten (z.B. von und zum Umkleideraum und Waffenraum) sowie der Zeitaufwand für diverse Tätigkeiten bei der Dienstübernahme waren gezwungenermaßen auf meiner Dienststelle bzw. in deren unmittelbaren Nahbereich zu erbringen. 
Als uniformierter Polizist ist/war es dabei für mich auf Grund dienstrechtlicher Bestimmungen und einschlägiger Verordnungen bzw. Erlässe unerlässlich, dass ich bereits vor Beginn bzw. nach Ende meiner geplanten Dienstzeit im Sinne der vom Dienstgeber geforderten Aufrechterhaltung einer durchgehenden Einsatzbereitschaft auf meiner Dienststelle konkret folgende Tätigkeiten erbringe:
(Anm.: nachfolgende beispielhafte Aufzählung ist nach individuellen Gegebenheiten zu ergänzen oder zu ändern)
1. An- bzw. Ablegen der Uniform (dienstlich zugewiesenes Schuhwerk, Dienstuniform, Kopfbedeckung, ballistisches Gilet etc.): 
Zeitaufwand: … Minuten 
 
2. Ausfassen bzw. Wiederverwahrung der Dienstwaffe samt damit zusammenhängender Tätigkeiten (z.B. Kontrolle) 
Zeitaufwand: … Minuten 

3. Übernahme bzw. Übergabe sowie Kontrolle diverser Dienstutensilien (Handfunkgerät, Fahrzeugschlüssel etc.)
Zeitaufwand: … Minuten

4. Wegzeiten in diesem Zusammenhang (z.B. vom Betreten der Dienststelle zum Umkleideraum, vom Umkleideraum zum Waffenraum etc.)
Zeitaufwand: … Minuten 



Ich benötige pro Diensttour demnach im Durchschnitt mindestens … Minuten, die außerhalb der geplanten Dienstzeit zusätzlich erbracht werden müssen und somit als konkludent angeordnete Mehrdienstleistung zu vergüten sind.
Sollte meinem Antrag nicht entsprochen werden, ersuche ich um bescheidmäßige Absprache.



Mir freundlichen Grüßen

                                                                                                                                                                 Unterschrift                  
                                                                 


